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9e. CnrtulS im Genier Eurova-Ausschuk
Genf, 16. Mm . Unter unverruücdert starkem Andrang des

Publikums wurden die Beratungen des Europa -Ausschusses
heute vormittag mit der Erörterung der wirtschaftlichen Fra¬
gen fortgesetzt. Briand als Vorsitzender des Ausschusses be¬
grüßte insbesondere die zu der heutigen Sitzung erschienenen
europäischen Nichtmitglieder des Völkerbundes, nämlich die
Hertrcter von Sowjetrußland , der Türkei und Estlands , sowie
die Vertreter der gestern eingeladenen Freien Stadt Danzig
und sprach die Zuversicht aus , daß alle hier vertretenen Staa¬
ken aufrichtig und loyal Zusammenarbeiten werden, nur eine
bessere Zukunst Europas zu schassen. Briand crössnete sodann
die allgemeine Aussprache über die .Wirtschaftssrageu-

Als erster Redner ergriff RcichsautzenministcrDr . Kurt tue
das Wort. Dr . Curtius begrüßte den Beschluß des Ausschusses,
zunächst eine allgemeine Aussprache über die Wirtschaftskrise
zu veranstalten. Er erklärte, es werde immer wieder notwen¬
dig sein, sich über die Hauptursachen der Krise, insbesondere
in ihren europäischen Erscheinungsformen, klar zu werden,
charakterisierte sodann die Hauptursaclieil dieser über Europa
hinaus sich fühlbar machenden Krise, insbesondere Die Ueber-
produktion an Lebensmitteln und Rohstoffen, Leu Rückgang der
Konsumkraft, die Steigerung der Kaufkraft des Goldes und
die Störung der Kapital - und Geldmärkte, sowie vor allem
den Zerfall Europas in eine Unzahl von kleinen Wirtschafts¬
gebieten. Gerade aus dieser Erwägung heraus sei der Antrag
der deutschen Regierung hervorgegangen , hier einmal die
gegenwärtige Lage Europas , wie sie durch die bestehenden
Zollverhältnisse und durch Len Mißerfolg der bisherigen Ar¬
beiten aus diesem Gebiete entstanden ist, zu prüfen. Dr . Eur-
lius legte die unerfreulichen Zollverhältnisse in Europa an
Hand beweiskräftigen Tatsachenmaterials dar und ging sodann
ausführlich aus den geringen Erfolg der bisherigen , unter den
Auspizien des Völkerbundes veranstalteten Wirtschastskoipferen-
M ein. Er betonte, daß gerade in der Frage des internatio¬
nalen Güteraustausches und hauptsächlich bei Zollsragcn die
mehrseitigen Verhandlungen immer wieder gesclfeitert sind.
Deshalb sei es notwendig, daß unter den heutigen Verhält¬
nissen die Methode des Aufbaues von nuten her durch regio¬
nale Verständigung, durch zweiseitige Verhandlungen beginne.
Diese zweite Methode, die natürlich von vornherein die Ten¬
denz zur Verallgemeinerung in sich tragen müsse, führe zwei¬
fellos zu Zollunionen . Der Gedanke regionaler Verständigung
und der Plan der Zollunion habe in den letzten Jahren wach-
seirde Bedeutung erlangt . Tr . Curtius verwies aus die Be¬
mühungen Estlands und Lettlands , Jugoslaviens und Rumä¬
niens. Auch aus dem Gebiete der früheren Donaumonarchie
sei immer wieder davon die Rede gewesen, und nicht die Ein¬
stußlosesten arbeiteten seit Jahr und L-ag an dem großen
Plan, zwischen Deutschland und Frankreich eine Zollunion
mit der Tendenz weiterer Ausdehnung zu schaffen. Dr . Cur¬
tius erklärte sich bei dieser Gelegenheit bereit, mit jedem Lande,
sei es groß oder klein, gleichfalls in eilten Gedankenaustausch
über die Möglichkeit der Einführung cinec Zollunion einzu-
trete» und machte dabei keinen Unterschied in der Richtung, ob
Verhandlungen zu Zweien oder von vornherein Verhandlun¬
gen̂ einer regionalen Gruppe in Betracht kommen würden.
Er sprach schließlich die dringende Bitte aus , diese Aufforde¬
rung ernst zu prüfen . Er betonte außerdem, daß er bereit
wäre, an allen Vorschlägen und Anregungen mitzuarbeiten,
me zur Wiedergesundung Deutschlands und Europas beizu¬
tragen geeignet wären.

Briands Antwort an Curtius
Genf, 16. Mai . 3lach der Rede von Dr . Curtius erhob sich

Briand , um, wie er sagte, in Erfüllung seiner Aufgabe als
Vorsitzender des Europa -Ausschusses einige Bemerkungen zu
der Rede des deutschen Außenministers zu machen. Er erklärte,
er habe mit großer Aufmerksamkeitdie Rede von Dr . Curtius
augehört und darin viele treffende Bemerkungen gefunden,
denen er sich vollkommen anschließe. Dr . Curtius habe eine
Methode Largelegt, um aus der gegenwärtigen vtotlage her-
auszukommen. Nach seiner, Briands , Auffassung sei die Zoll-
sragc nicht die Ursache, sondern vielmehr eine der Wirkungen
der gegenwärtigen Wirtschaftskrise. Wenn man zunächst ein¬
zelne Unionen anstrebe, die Dr . Curtius befürworte , so könne
mau Las nur tun , wenn man bereits die Hoffnung aus eine
allgemeine Einigung aufgegeben habe. Aber, so fragte Briand,
würden wir diese Hoffnung ausgeben, ehe wir den Versuch
einer Einigung gemacht haben? Kann man denn sagen, daß
dieser Versuch bereits gemacht worden ist? Vielleicht ist das
bisherige Ziel zu weit und zu hoch gesteckt gewesen. Briand
erinnerte daran , daß Frankreich seinen Widerstand gegen das
deutsch-österreichische Zollprojekt bereits deutlich zu erkennen
gegeben habe und erklärte, daß es seine Haltung nicht ändern
werde. Briand schloß: In diesem Punkte kann ich zu meinem
Bedauern mit Dr . Curtius nicht einverstanden sein. Ich bin
bereit, alle Systeme zuzulassen, aber diejenigen, die durch die
Verträge und die internationalen Abkommen nicht erlaubt
sind, wird man besser nicht Vorschlägen.

Dr . Curtius erwiderte sofort, daß er in seiner heutigen
Rede, die deutsch-österreichische Zollunion nur erwähnt habe,
um zu sagen, daß er von ihr in diesem Rahmen nicht sprechen
walle. Am Montag werde im Vplkertzündsrat Gelegenheit
sein, diese Frage zu erörtern , bei der Deutschland aus dem
Standpunkt stehe, daß eS sich im Rahmen der Verträge ge¬
halten habe.

Die Aussprache wurde dann auf heute nachmittag vertagt-

In der Nachmittagssitzung sprach endlich der österreichische
Außenminister Dr . Schober. Er wies in einer genauen Auf¬
zählung auf die vielen vergeblichen Versuche hin, die Oester¬
reich seit dem Zricdensvertrag von St . Germain schon gemacht
habe, um aus seinem wirtschaftlichen Elend herauszukommen.
Die Lage , die immer schlecht gewesen sei, habe sich in der letzten
Zeit durch einen zunehmenden Protektionismus verschärft, was
die österreichische Regierung nun veranlaßt habe, sich für neue
Methoden zu entscheiden. Das Präserenzsystem bringe Schwie¬
rigkeiten wegen der Meistbegünstigungsklausel und habe auch
für Len Augenblick keine Aussicht auf Durchführung , höchstens
in der Form von Ausnahmemaßuahmeu . Lediglich die Zoll¬
union bringe keinen Widerspruch zu der Meistbegünstigung.
Oesterreich sei bereit, jeden Vorschlag anderer Staaten zu prü¬
fen und Gruppenverhandlungcn einzuleiten. Die östcrrcichisckie
Regierung sei aber nicht mehr in der Lage, zu warten oder sich
mit Leu Plänen einer späteren Konferenz zufrieden zu geben,
die ja Loch wieder scheitern werde.

Alach der Rede Schobers vertagte Briand den Ausschuß auf
Montag nachmittag 4 Uhr. Die Frage der deutsch-österreichi¬
schen Zollunion kommt aber am Montag vormittag schon im
Völkerbundsrat erneut zur Sprache.

Die neue Notverordnung
Berlin, 17. Mai . Die Reise des Kanzlers zur Taufe des

Panzerkreuzers „Deutschland" wird in der kommenden Woche
E Veratungen über die neue Notverordnung unterbrechen.
Dr. Brüning will am Mittwoch bereits wieder in Berlin zn-
nrck>ein und hat angeordnet , daß alle Vorbereitungen getrof-
^ werden, um dann in der zweiten Hälfte der Woche, also
noch vor Pfingsten , die erste Kabinettssitzung über das neue
Sparprogramm anzuberaumen . Man wird damit rechnenwimen, daß bis dahin von den Ressorts, vor allem vom
mnanzunnisterium und vom Arbeitsministerium , die Ent¬
würfe ausgearbeitet werden, die dann im Kabinett zur Aus-
wrache gestellt werden. Die eigentliche Entscheidung aber bleibt
Ar, stach Pfingsten vertagt , was sich ja nicht allein aus den

Schwierigkeiten rechtfertigt, sondern auch aus dem
^?E" schen Gesichtspunkt, daß die Regierung mit den sicherlich

wehr populären Maßnahmen , die sie ergreifen muß, bis
n me Beratungen des sozialdemokratischenParteitages hin-
.^ "Zen müßte. Praktisch kommt dazu »roch, daß der Kanzler

m Atzten Teil des Brauns -Gutachtens über die eigent-
r - ^ losenreform abwarteu möchte, der kurz nach Pfing-

ren fertig gestellt werden soll. Ende Mai fährt Herr Brauns
" -MM ^ricch" Arbeitskonserenz nach Genf und möchte

vorher ,eme Arbeit zum Abschluß bringen.

Der Bericht der polnischen Regierung
an de« Völkerbund

"ulb . Mai . In dem in der hiesigen Presse ver
acti'E . Bericht der polnischen Regierung über die aus
Lbuul - Nwvrdnungen nach den Vorkommnissen während de

V " November vorigen Jahres wird festgestellt, daß di
Gemüter in Oberschlesien in vollem Umfang

rrncht worden ,e». seit Beendigung der Wahl in Oberschle

Neu herrsche vollkommene Ruhe und Ordnung trotz der vor¬
handenen Wirtschaftskrise. Die polnische Regierung zählt
dann die Anordnungen des schlesischen Wojwoden zugunsten der
deutschen Minderheit auf. Außerdem wird die Erklärung des
Wojwoden Dr . Grazynski bei der Eröffnung der dritten Ses¬
sion des schlesischen Sejm am 9. Dezember vorigen Jahres an¬
geführt , in der davon die Rede war , daß die Rechte der deut¬
schen Minderheit unter dem besonderen Schutz der polnischen
Regierung stünden.

Spanische Brandstifter weiter am Werke
Granada , 16. Mai . Wie aus Santa Jö gemeldet wird,

hat eine Anzahl ortsfremder Leute, die mit einem Kraftwagen
gekommen waren, die Hinteren Gebäude des Klosters der Je¬
suiten schwestern in Brand gesteckt. Die Brandstifter flüchteten,
nachdem sie der hcrbcigeeilten Polizei einen regelrechten Feuer¬
kampf geliefert hatten . Die Polizei benachrichtigtetelephonisch
das nächste Torf , das die Flüchtenden passieren mußten. Die
Dorfbewohner versperrten die Straße und riefen dem ersten
Kraftwagen , den sie gewahr wurden, zu, er solle anhalteu.
Die Kraftfahrer rasten aber weiter, überfuhren 1 Menschen,
von denen zwei getötet und zwei schwer verletzt wurden, und
stießen dann mit ihrem Wagen gegen einen Baum . Da stellte
es sich heraus , daß die Insassen des Wagens nicht die Brand¬
stifter, sondern ein Fabrikdirektor, seine Frau und seine Toch¬
ter gewesen waren . Sie hatten geglaubt, daß die Dorfbewoh¬
ner sie angreisen wollten und waren deshalb mit erhöhter Ge¬
schwindigkeit weitergefahren. Die Polizei ist auf der Suche
nach den Brandstiftern.

*
Berlin . 16. Mal . Die deutsche Einfuhr im April 1931 deträqt

nach Ausgleich der Loqerabrechnungen 654 Millionen Reichsmark,
was gegenüber der tatsächlichenEinführung im März eine Zunahme
um 5,0 Millionen Reichsmark bedeutet, die ganz überwiegend auf
den Bezug von Rohstoffen und halbsertigen Waren entfällt.

Frankreichs bekanntester WirkschastS-
gekehrker für die Zollunion

Aus Frankreich, dessen führende politische Köpfe die Zoll¬
union gänzlich verwarfen, hört man nun eine einsichtige
Stimme , die der Zollunion gerecht wird. Kein anderer , als
der auch im Auslande angesehene und berühmte Pariser Pro¬
fessor der Nationalökonomie, CH. Gide,  vricht im Organ der
französischen Genossenschaftler, in der „L'Emancipation " eine
Lanze für den Zollauschluß. Sein mannhaftes Eintreten wird
in Frankreich nicht ohne Eindruck bleiben.

Gide hebt mit Nachdruck hervor , daß dieser erste Schritt die
erfreuliche Wirkung gehabt hat, daß alle Regierungen in leb¬
hafte Tätigkeit geraten sind, um die europäischen Staaten in
eine Tuperuniou zusammenzusassen— möge auch ihr Haupt-
bestrebeu dabei sein, die Ehe der deutschen Verlobteil zu Hinter¬
treiben.

Sachlich kann man, wie Gide sagt, im Wiener Zollproto-
koü nur einen legitimen Sproß der vorhergcgangencn euro¬
päischen Zollkonferenzen sehen; so habe die Union DouaEre
Europeeunc i. I . ISA) beschlossen, daß „besonders benachbarte
Staaten , deren wirtschaftlicheEntwicklung einen gleichen Grad
erreicht hat", einander wechselseitig Zolltarisermäßigungen zu¬
gestehen sollen. Bestrebungen, die darauf ausgchen, den neu¬
geborenen Spritzling dieser Wirtschaftssührer jetzt abzuwür¬
gen, müssen daher geradezu erheiternd wirken. Gide bekennt
sich durch seine Ausführungen auch als Anhänger einer
deutsch-französischen Verständigung , als Voraussetzung einer
dauernden Befriedung Europas.

Im einzelnen führt Herr Gide aus : Seit zehn Jahren
betonen die Staatsmänner allenthalben die Notwendigkeit und
Dringlichkeit eines wirtschaftlichen Zusammenschlusses der
europäischen Länder . Ebenso hat die Weltwirtschaftskonferenz
von 1927 die Aufhebung oder Ermäßigung der Zölle gefordert.
Diese Gedanken haben bekanntlich nur klägliche Mißerfolge
gehabt. Tie Staaten fahren inzwischen sogar fort , die Zölle
zu erhöhen .' Wenn man die Zölle nicht mehr wird weiter
erhöhen können, dann wird an eine Stabilisierung gedacht
werden. Nach so vielen niedcrdrückeuden Fehlschägen werde
nun ein praktischer Versuch angekündigt und schon ertönt der
Chor des Tadels, an dem sich auch Pazifisten und Revisionisten
beteiligen. Auch die „Liga für Menschenrechte" in Paris habe
sich bemüht, einen ablehnenden Beschluß zu fassen. Man schieße
mit Argumenten vom „Europäischen Gleichgewicht", ohne zu
bedeuten, daß gerade die Verhinderung einer wirtschaftlichen
Angleichung die Unterzeichner des Wiener Zollprotokolls un¬
widerstehlich dazu drängen muß, ihr Heil in einer politischen
Union zu suchen

Gewiß wird Frankreich — argumentiert der Pariser Ge¬
lehrte — dem österreichisch-deutschen Abkommen nicht beitre¬
ten : einmal aus Prestigegründen , dann weil es nicht Teil¬
nehmer, sondern selbst Einberufer einer Euroväischen Ver¬
ständigungskonferenz sein will und endlich, weil weder die
französische Industrie noch die französische Landwirtschaft ihre
Zölle angesichts der drohenden deutschen Einfuhr ermäßigen.

Ablehnend berhält sich auch die Tschechen „Wer wird also
der Dritte sein, der dem sachlich lobenswerten Versuch, den das
Zollabkommen darstellt, beitritt ? Wer weiß, ob das nicht
Italien sein wird? fragt Prof . Gide. Nachher werde man
allerdings cinscheu, daß es wünschenswert gewesen wäre, das
Konzert der euroväischen Mächte mit der Verständigung zwi¬
schen Frankreich und Deutschland wieder zu begründen . . .

Der Handel der Südost-Skaaken
Deutschland und Frankreichs Bedeutung

Allmählich sickern Einzelheiten über Briands Gegenplan
gegen die Zollunion durch. Was den Handel anbelangt , hat
Frankreich den Südoststaaten nur sehr wenig zu bieten, sodaß
entsprechende Gegenvorschläge kaum Eindruck machen werden-

Betrachten wir einmal die Tscheche». Von der ganzen Ein¬
fuhr in dieses Land bestreitet Deutschland-Oesterreich 33 Pro¬
zent, Frankreich nur 3,8. Rund 35 Prozent der tsä-echischen
Ausfuhr gehen nach Deutschland-Oesterreich, nach Frankreich
dagegen nur 1,6 Prozent.

Bei Ungarn ist der französische Anteil noch geringer . Er
beträgt bei der Einfuhr wie Ausfuhr nicht einmal 1 Prozent,
während aus Deutschland 35,5 Prozent der Einfuhr nach Un¬
garn entstammen und 44 Prozent der ungarischen Ausfuhr
nach Deutschland-Oesterreich gehen.

Nur rund 4 Prozent der südslawische« Einfuhr wie Aus¬
fuhr entfallen auf Frankreich. Deutschland-Oesterreich dagegen
bestreitet 33.4 Prozent der südslawischen Einfuhr und nimmt
24 Prozent seiner Ausfuhr auf.

Ebenfalls nicht nennenswert ist der französische Anteil am
rumänischen Außenhandel, im Vergleich zu den deutsch-öster¬
reichischen Quoten.

Deutschland-Oesterreich bestreitet rund ein Drittel der
rumänischen Einfuhr (Frankreich nicht einmal ein Zwölftel)
und kauft fast ein Viertel der rumänischen Ausfuhr (Frank¬
reich rund ein Zwanzigstel).

Auch bei Bulgarien ist der französische Außeuhandelsanteil
ehr dürftig . Fast ein Drittel der Einfuhr nach Bulgarien
stammt aus Deutschland-Oesterreich, aus Frankreich dagegen
nur ein Zwölftel. Nicht ganz die Hälfte der bulgarischen Aus-
ühr wird von Deutschland-Oesterreich ausgenommen. Nach
Frankreich dagegen geht nur ein Neunzehntel der bulgarischen
Ausfuhr.

Den Südost-Staaten ist es vor allem um den Absatz ihres
Getreide Überschusses zu tun . Den 50 Millionen Doppelzent¬
nern , die Ungarn , Südslawien , Rumänien , Bulgarien und



Polen überschüssig haben, steht ein Einfuhrbeüars an Getreide
gegenüber: Deutschland 45 Millionen Dz., Italien 25 Milk-
Dz., Oesterreich, Tscl-echei und Griechenland zusammen l5 Mill,
und Frankreich nur 5 Mill . Dz.

Aus diesen Zahlen sieht man schon, daß Frankreich dem
Handel der den Südoststaaren so gut wie nicht», Deutschland
und Oesterreich dagegen sehr viel zu bieten haben.

Neue Verhandlungen mit de« Russe«
Berlin , 15. Mai . In unterrichteten Kreisen wird damit

gerechnet, daß die Unterbrechung il> den deutsch-russisct̂ n
Wirtschastsverhandlungen nur zeitweilig sei und die Ver¬
handlungen demnächst wieder ausgenommen werden. Die
Sowjetreqrerung habe von deutscher Seite ein größeres Ent¬
gegenkommen erwartet , als die russischen Delegierten cs in
Westdeutschlanderfuhren. Man wolle in Moskau nicht das
Abkommen vom 14. April ändern , doch werde die Sorvjet-
regicrung von den deutschen Interessenten hinsichtlich der
Preise ein Entgegenkommenverlangen . Anfang Juni soll eine
neue Kommission der Sowjetunion nach Berlin kommen, die
sich auch an den Schlichtungsverhandlungen beteiligen wird.

Der Württ . VemtUendrrnd
gegen weitere Kürzung - er Beamtenbezüge

Stuttgart , 15. Mai . Der Gesamtvorstand des Württ . Be¬
amtenbundes gibt folgende Entschließung bekannt: Die An¬
kündigung neuer Sparmaßnahmen der Reiclisregierung und
die von anderer Seite ständig geforderte weitere Gehaltskür¬
zung haben die Beamtenschaft in stärkste Unruhe versetzt. Der
Gesamtvorstand des Württ . Beamtenbundes verwahrt sich
nachdrürklichst gegen die Auffassung, daß die vom Reichstag
mit großer Mehrheit angenommene Besoldungsregelung von
1927 nicht notwendig gewesen sei. Das Einkommen der Be¬
amten ist aber auch heute, insbesondere nach Durchführung der
Reichshilse und der Kürzung ab Februar 1931 so bescheiden,
Laß es schon jetzt zu sparsamster Lebenshaltung zwingt. Eine
nochmalige Gehaltskürzung würde weite Kreise der Beamten¬
schaft in Not, ja vielfach zur Verzweiflung bringen und ihre
Verschuldung vermehren, zumal die steckcngebliebene Preis¬
senkung keinen zulänglicixm Ausgleich brachte. Der von ge¬
wisser Seite angestrebteu Radikalisierung der Beamtenschaft
würbe durch einen weiteren Gehaltsabbau weitgehend Vor¬
schub geleistet. Die Beamtenschaft befindet sich in llebercin-
stimmüng mit den Berufsorganisationen von Handel und Ge¬
werbe, wenn sic darauf hinwcist, daß eine weitere Scivvächung
ihrer Kaufkraft von unheilvoller Wirkung aus die deutsche
Volkswirtschaft wäre. Ernste Sorge löst in der Beamtenschaft
die Erkenntnis aus, daß die Verbesserung der Lage des Produ¬
ziererchen Teils der Deutschen Wirtschaft fast ausschließlich auf
dem Wege der Lohn- und Gehaltssenkung, also durch eine
weitere Verschlechterung der Lebenshaltung breitester Ver¬
braucherschichten erstrebt wird. Die Zollpolitik darf zu keiner
weiteren Verteuerung der Lebenshaltung führen und es ist
ferner notwendig, für die körperlich und seelisch leidenden
arbeitslosen Volksgenossen raschmöglicksst Arbeit zu beschaffen
und der Kapitalflucht ins Ausland mit allen zu Gebote stehen¬
den Mitteln entgegenzuwirken. Vor allen Maßnahmen muß
eine Beseitigung der unerträglichen Reparationszahlungen ge¬
fordert werden, wenn das deutsche Volk nicht den ihm auf-
erlegteu Lasten erliegen soll. Die Beamtenschaft war immer
bereit, ihr möglichstes zur Beseitigung der allgemeinen Not¬
lage beizutrageu und das Vertrauen des deutschen Volkes zum
republikanischen Volksstaat und seiner Regierung zu stärken.
Der Gesamtvorstand des Württ . Beamtenbundes lehnt aus
den dargelegten Gründen jede weitere Kürzung der Bcamten-
bezüge ab.

Gegen die Drotpreiserhöhuug
Stuttgart , 16. Mai . Die Kommunisten haben lm Landtag

folgenden Antrag eingebrackt: Der Landtag wolle beschließen,
das Staatsministerium zu beauftragen , sofort mit der Reichs¬
regierung Maßnahmen zur Rückgängigmachungder Brotprcis-
erhöhung zu beantragen . Da in erster Linie die Zoll- und
Steuerpolitik der Reichsregierung die Ursachen der Preisstei¬
gerung sind, sind hier vor allem solche Maßnahmen zu treffen,
die die Preiserhöhung rückgängig machen lassen, andernfalls
entsprechende Erhöhung der Löhne und Gehälter , Angestellten
und unteren Beamten und der Unterstützungssätze der Er¬
werbslosen, Sozial - und Kriegsrentner erforderlich wird. —
Die gestrige Mitgliederversammlung des Sozialdemokratischen
Vereins Stuttgart nahm eine Entschließung an, die mit allem
Nitchdruck gegen die Erhöhung der Brotpreise protestiert und
verlangt , daß das Württ . Wirtschastsministerlum alles auf¬
bietet, um die Brotverteuerung abzuwenden. Sie verlangt
ferner von der Reichsregierung, daß die Getreidczölle gesenkt
werden, nachdem die bisherige Politik der fortgesetzten Zoll¬
erhöhungen zu der jetzigen Verteuerung der Getreide- und
Mehlpreise geführt hat . Tie fordert schließlich, daß der auch

- >Ser Kuttetal.im LandtagW
Stuttgart , 16. Mai . Ter Landtag setzle am Freitag nach¬

mittag die Beratung des .Kultetats fort und lehnte nachträglich
zu .Kap. 29 (Kulministerium) die kommunistischen und national-
sozialistisckren Anträge ab. Eine längere Aussprache knüpfte
sich daun an die Kap. 30- 36 (evangelische, katholisch und israe¬
litische Kirche). Der Abg. Heymann begründete einen Airtrag
auf Kürzung der staatlicher, Zuschußleistungeu zum Besol-
dungsaufwaud der Kiräreu und betonte, wenn der Staat beim
Rückgang seiner Einnahmen seine aus gesetzlicher Grundlage
ruhenden Verpflichtungen und diejenigen gegen die Kriegsopfer
nicht mehr erfüllen könne, dann brauche er erst recht nicht seine
Verpflichtungen freiwilliger Art gegen die Kirck-e irr der bis¬
herigen Weise weiter zu erfüllen. Die Sozialdemokratie habe
alles Verständnis für die Bedeutung der Kirchen, aber auch
außerhalb der Kirclren seien geistige und ethisckre Höhepunkte in
der Entwicklung der Volkskultur zu verzeichnen. Min .-Dir.
Meyding erwiderte, daß auch die Kirchen der wirtschaftlichen
Not Rechnung tragen und ihren Bedarf eingeschränkt haben.
To wurde von ihnen freiwillig die sechsprozentige Gehaltskür¬
zung durchgcführt. Im ganzen wurden die Sraatsleistungen
für die Kirchen im Jahr 1931 um 6,3 Prozent , im Jahr 1932
um 6,6 Prozent gekürzt. Wenn der Antrag Heymamr an¬
genommen werde, so müßten die Kirchensteuern erhöht werden.
Der Abg. Köhler (Komm.) begründete einen Antrag auf Strei¬
chung aller Staatsleistungen au die Kirclmr. Ter Abg. Tr.
Kami (Ztr .) erklärte, das Gehalt des katholischen Geistlichen
belaufe sich nur aus 65 bis 70 Prozcrrt des Einkommens eines
unverheirateten Staatsbeamter ! der niedersten Besoldungs¬
gruppe der Akademiker. Mancher katholische Kirchenpsleger,
der aus dem mittleren Dienst komme, habe ein höheres Gehalt
als sein Stadtpfarrer . Die Staatsleistungen seien absolut not¬
wendig. Eine Jugend ohne religiöse Grundlage werde staats-
geführlich. Der Abg. Schees (Dem.) verlangte genaueres Ma¬
terial von der Regierung über die Rechtsfrage. Für die näch¬
sten 2 Jahre solle man es bei den Etatpositionen belassen, aber
aus die Dauer werde es ohne eine Revision nicht abgehen. Der
Abg. Bausch (Ehr . Vd.) begrüßte einen Erlaß der Evangeli-
sclren Oberkirchenbehörde über die politisclre Betätiguirg der
Pfarrer und betonte, in Deutschland müßten alle christlichen
Kräfte zusammenstehen, um den russischen Angriff abzuwehren.
Der Abg. Mcrgenthaler (N.S .) forderte, daß man den Kirchen
gebe, was sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben brauckren, äußerte
sich aber gegen die Staatslcistung für die jüdische Religiorrs-
gemeiuschrrft. Nach weiteren Ausführungen der Abgeordneten
Dr . Ströbel (B .B .), Hartmarin (D . Vp.) und Banser (V.R .P .)
wurden die Kapitel 30—36 unter Ablehnung der sozialdemokra¬
tischen und kommunistischen Anträge angenommen Beim Kap.
37 (Universität) lobte der Abg. Schees(Dem.) die in Tübingen
beim Neubau der neuen Aula geleistete gediegene und solide
Arbeit , die der Würde der Universität und des Landes ent¬
spreche. Der Abg. Küchle (Ztr .) wies gleichfalls die über¬
triebene Kritik an dem Neubau zurück und wünschte eine katho¬
lische Professur für Philosophie. Der Abg. Dr . Bruckmann
(Dem.) bestritt, daß man bei dem Neubau der Aula von Ver-
sMvendung reden körrne. Mari sollte bei großen Staatsbauten
einen Wettbewerb zwischen Privaten und beamteten Künstlern
zulassen. Der Abg. Hehmann (Soz .) wies daraus hin, daß
in den letzten Jahren durch die Tübinger Universität 11 Mil¬
lionen ausgegeben worden sind, während sich andere Kultur¬
einrichtungen wie die Volksschulhäuser in großer Notlage be¬
finden. Der neue Bau sei durchaus brauchbar, aber der Plan
eines Neubaus der Technischen Hochschule in Stuttgart müsse
ins Reich der Utopie verwiesen werden. Der Abg. Dr . Wider
(B .P .) äußerte sein Gefallen an der neuen Tübingen Aula.
Der Abg. Köhler (Komm.) bezeichnest die neue Aula als üppig
und luxuriös . Nach weitereil Ausführungen der Abgeordneten
Hartmann (D. Vp.) und Banser (V.R.P .) stellte Finanzmini-
sstr Dr . Dehlinger mit Genugtuung fest, daß von fast allen
Seiten die Angriffe gegen den Neubau als sachlich nicht be¬
gründet zurückgewiesen worden seien. Präsident Kuhn bestritt,
daß man beim Tübinger Neubau zu weit gegangen sei. Ober¬
baurat Daiber , der Erbauer der neuen Aula , wies gleichfalls

von der Sozialdemokratie in Anträgen und Gesetzen erreichte
Schutz der Verbraucher auch wirklich durä -geführt Wird, um
die Verteuerung des Nahrungsbedarfs zu verhindern und, wo
sie schon eingetreten ist, rückgängig zu machen.

Protest der Gewerkschaften
gegeu die Drotpreiserhöhuug

Stuttgart , 15. Mai . Der Ortsausschuß Stuttgart des All¬
gemeinden Deutschen Gewerkschafts-Bundes hat an das Württ.
Wirtschaftsminisstrium wegen der Brotpreiserhöhung eine
Eingabe gerichtet, worin es heißt: Da die arbeitende Bevöl¬
kerung in den letzten Monaten sich durchweg recht empfindliche

den Vorwurf der Verschleuderung öffentlicher Gelder zurüs
Bei der Abstimmung wurden dann die Kap. 37 (Universität)
und 38 (Landrv. Hochschule, in Hohenheim) angenommen, ^
Morgen Weiterbcratnng.

Stuttgart , 16. Mai . Im Landtag wurde heust eine Große
sozialdemokratischeAnfrage und ein kommunistischerAntrag
rvegcu der Stuttgarter Brotpreiscrhöhuug gestellt. Ihre Be¬
handlung soll in der nächsten Woche bei Beratung des Etats
des WirtsciwstsminisstriurnS erfolgen. Kap. 10 (Tecbn. Hoch¬
schule) gab Anlaß zu einer eingehenden Aussprache. Ter Abg.
Heymarni (Soz .) stellte ein baldiges Nachlassen des übermässi¬
gen Andrangs zur Technischen Hochschule in Aussicht und'
wandte sich gegen den Plan eines Neubaues, der mehr als
10 Millionen kosten würde. Der Landtag sollte seinen früher
eingenommenen Standpunkt korrigieren. Sehr zu erivägen
wäre die Verlegung der Höhere» Bauschule nach Ludwigsburg.
Finanzminisstr Tr . Dehlinger betonte, man könne keine end¬
gültige Stellung zur Platzfragc der Tcchir. Hochschule nehrnen
und auch nicht den früheren Beschluß wieder aushebeu. Es
bestehe keine Gefahr, daß das Ttnatsmiuisterium den Landtag
vor vollendete Tatsachen stelle, aber uotrveudig sei es, die Platz¬
frage zu klären, au deren Lösung auch die Stadt Stuttgart
großes Interesse habe. Der Abg. Dr . Bruckmann (Dem.)
wünschte die Aufstellung eines generellen Plans . Ter Abg.
Banser (B.R .P .) meinte, man könne den früheren Landtags¬
lusschluß leicht ändern . Der Abg. Dr . Wider (B .P .) war fürs
Zuwartcu , da der Zugang zur Hochschule irr den nächsten4
bis 5 Jahren sturzartig abuehmeri werde. Der Abg. Mergen-
thaler (N.S .) erklärte sich für eine Lösung der Platzfrage.
Ter Abg. Heymauu (Soz .) bezeichnest es als ausfallend, daß
das Zentrum sich nicht an der Ausspraclst beteiligte. Der Abg.
Hartman » (D. Vp.) wünschte einen Beschluß über die Ver¬
legung. Der Abg. Kling (Ehr . Vd.) erklärte sich gegen den
Plan einer Verlegung , der Abg. Köhler (Komm-) äußerst sich,
ebenfalls ablehnend gegen eine Hochschulverstgirng, desgleichen
der Abg. Dirigier (B .B .). Präsident Kuhn vertrat den Stand¬
punkt, daß die Tcchn. Hochschule vor allem neue Institute,
brauche, die man auf den noch zur Verfügung stehenden
Plätzen zweckmäßig nicht erbauen könne. Es müsse auch Re¬
servegelände vorhanden sein. Mau stehe noch in Verhandlun¬
gen mit der Stadt Stuttgart . Dabei sorge man nur für die
Zukunft und gebe jetzt noch keinen Pfennig aus . Ein Antrag
des Abg. Köhler (Komm.), den früheren Beschluß des Landtags
zur Hochschulverlegurrg fallen zu lassen und ein Antrag Kling
(Ehr . Vd.), von dem Plan eines vollständigen Neubaues vor¬
läufig abzusehen, wurden aus Antrag des Abg. Joh . Fischer
(Dem.) an den Finanzausschuß überwiesen. Kap. 40 wurde
angenommen, ebenso nach kurzer Erörterung Kap. 41 (Höhere
Bauschule), sowie die Kap. 42—14. Au die Kapitel 4L und
46 (Höhere Schulen) knüpften sich gleichfalls längere Erörte¬
rungen . Der Abg. Dr . v. Hieber (Dem.) erklärte, daß die
Schülerzahl mit den Bedürfnissen der Nation und der Auf¬
nahmefähigkeit der Wirtschaft längst nicht mehr in Einklang
stehen. Bor dem Krieg gab es in Deutschland 14 000 Abitu¬
rienten , heute 40000. Die Zukunft dieser jungen Leute sei
sorgenvoll und die Univerfitätsüberfüllung geradezu Patho¬
logisch. In wenigen Jahren werde es ein akademisches Pro¬
letariat von 30 OM Menschen ohne jede Versorgung geben und
diese würden keine Stütze des Staates werden. Die schnlnräßige
Bildung werde bedeutend überschätzt und das deutsche Schul¬
wesen sei unerhört zersplittert . Auch der Abg. Küchle (Ztr.)
bezeichnest die Aufspaltung des Schulwesens als geradezu gro¬
tesk. Der Abg. Köhler (Komm.) wünschte die Verweltlichung
des gesamten Schulwesens. Der Abg. Schneckenburger(SozM
verlangte eine sechsjährige Grundschule. Daun äußerte noch
der Abg. Hartmann (T . Bp.) Wünsche bezüglich der Oberreal-
schul-Abiturienteu , worauf nach fünfstündiger Dauer der
Sitzung die Weiterberatung auf Dienstag nachmittag vertagt
wurde. Am Dienstag wird auch der Aeltestenrat zusarimrerr-
treten , um sich mit der Geschäftslage zu besauen. Vom Zen¬
trum wurde angeregt , die Landtagssitzungcn Donnerstags und
Samstags nicht um 9 Uhr , sondern um 8 Uhr beginnen M
lassen.

Lohnsenkungen hat gefallen lassen müssen, die damit begründet
wurden , daß die Lebenshaltungskosten sich wesentlich senken
würden , halten wir es für unerträglich , daß bei dem wichtigsten
Nahrungsmittel eine Erhöhung eintritt . Die große Masse der
Arbeiter , die heute ein wesentlich gekürztes Einkommen hat und
noch viel mehr für die Kurzarbeiter und Arbeitslosen ist eine
solche Preiserhöhung untragbar . Wir fragen daher an, was
gedenkt das Württ . Wirtschaftsminisstrium zu tun , um diese
Brotpreiscrhöhuug wieder rückgängig zu machen?

Ietlenburg, OA. Tübingen. 16. Mai. (Schweres Autounglück)
Die bei dem Autounglück zwischen Iettenburg und Betzingen venw-
glückten beiden Insassen eines Stuttgarter Wagens sind der 22j8hriae,
in Tübinoen studierende Fritz Krautter aus Eßlingen und Fritz Truff-
ner von Sulz.

65
Hans war außer sich. Er machte sich Borwürfe, daß er

Frau Maria mitgenommen hatte. Welche Mächte finsterer
Art kämpften gegen die zarte Frau.

„Frau Marra . . . wir werden alles tun. daß diese
Buben gefaßt werden. Sagen Sie uns Ihre Wünsche!
Wollen Sie heim? Sagen Sie alles ! Ich möchte nicht,
daß sie leiden."

Die guten Worte Hans Jordans taten Maria wohl.
Sie faßte sich rasch wieder. Zwang sich zur Ruhe.
„Nein . . . doch. . . ich will weiter hier bleiben. Aber . . .

man soll mir einen Schutz geben. Carla soll mit mir zu¬
sammen sein. Weiter will ich nichts."

Oberst Hassotsch ergriff wieder das Wort.
„Maria Jwanowr.a !" sagte er mit fliegender Stimme,

„ich werde sofort den Polizeichef von Moskau unter¬
richten. Alles wird aufgeboten. . . daß diese furchtbare
Tar gesühnt wird. Welcher Schurke wagt es . . . seine
Hände an Sie zu legen."

Carla sagte zu den Männern:
„Meine Herren, vielleicht ist es gut, wenn Sie Frau

Maria setzt mit mir allein lassen. Sie sehen, wie erregt
sie ist. Lassen Sie Frau Maria zur Ruhe kommen."

Das sahen die Herren ein und entfernten sich rasch.

Das ganze Palais war in Aufregung. -
^ Die Dienerschaft stand in Gruppen zusammen ünd
unterhielt sich gedämpft.

Der Herr . . . so aufgeregt hatte man ihn noch nie ge¬
sehen. . . die Wut in ihm! Oh . . . in Stücke reißen würde
er die Verbrecher, wenn er sie vor sich hätte.

Jetzt hatte der Oberst mit dem Polizeichef, dem Ge¬
nossen Bracusin telephoniert!

Die Polizei würde kommen!
Ah . . . große Untersuchung.
Alle waren ehrlich empört; die kleine Lands¬

männin . . . ausgerechnet auf sie, die so freundlich und gut
zu allen war, auf sie hatte man es abgesehen.

Warum bestahl man nicht die deutschen Herren! Die
hatten doch gewiß mehr Geld!

Der Arzt sei gekommen, hieß es ! Augen voll Span¬
nung folgten dem Doktor Fedor Palakin.

Doktor Palakin kam nach einer Hachen Stunde her¬
unter und unterrichtete die gespannt wartenden Hsvcen
über den Zustand der Patientin.

„Sie brauchen sich keine Sorgen zu machen, Frau
Maria Storkow ist eine kleine tapfere Frau . Sie hat die
Nervenerschütterung bald überwunden! Heute Bettruhe!
Morgen wird sie wieder munter sein. Geschehen ist ihr
nichts! Sie ist lediglich gefesselt und geknebelt worden.
Der Knebel war unmenschlich. Hat große Atembeschwer¬
den hervorgerufen, die sich aber nicht auswirken. Also . . .
seien Sie ohne Sorge ."

Die beruhigendenWorte des Arztes taten wohl.
Nach ihm begab sich Genosse Bracusin mit zwei Kom¬

missaren zu Frau Maria , die angekleidet und gefaßt, nur
etwas bleich im Sessel saß und die Herren erwartete.

Sie schilderte das wenige, dessen sie sich entsinnen
konnte.

Dann fragte der Polizeichef: „Haben Sie festgestellt,
was Ihnen gestohlen ist?"

„Es ist unbedeutend, Herr Polizeichef", entgegnen
Maria . „Es ist wenig Bargeld, wohl zweihundert Tscher-
wonez und fünf Dollar ."

„Schmuck?"
„Ich habe keinen Schmuck! Meine rote Korallen-

kette. . . die haben sie gelassen."
„Was fehlt Ihnen sonst noch?'
„Mein polizeilicher Ausweis , ausgestellt von der

Polizeidirektion Berlin , dazu mein Paß ."
„Ah . . . interessant. Frau Storkow ! Ihre Papiere

haben die Lumpen mitgehen heißen! Das gibt zu denken.
Eifrig Züchte man nach Spuren , Fußspuren. Fingk

abdrücken.
Aber nichts wurde gefunden. Anscheinend waren es

ganz geriebene Verbrecher.
Dann ließ Bracusin die Dienerschaft antreten und

verhörte sie nach allen Richtungen.
Die Verhöre förderten aber keinerlei Tatsachen zutage,

die geeignet waren, die Spur aufzunehmen.
Bracusin gab den Kommissaren weitere Ordres. Ver¬

langte. daß sie genau nachforschen sollten, wer in der
letzten Zeit, seit Anwesenheit der deutschen Gäste, dcu
Palais betreten habe usw.

Dann begab er sich zu den Herren, die gespannt auf
ihn warteten und referierte über das Ergebnis.

„Wir haben keinerlei Spuren feststellen können!
Auch. . . warum der Einbruch erfolgte . . . ist nicht ganz
klar. Ich kann mir nicht denken, daß um der kleinen
Geldsummen, die Frau Storkow bei sich trug, zwei st
geriebene Gesellen — wie sie es gewesen sind — da^
Risiko eines Einbruches übernehmen. Zu denken gibt, daß
der Paß und der polizeiliche Ausweis der Berliner
Polizeidirektion mit gestohlen wurden."

Das überraschte alle.
(Fortsetzung folat.l



Aus Stadt und Bezirk.
Mretterbe richt .) Der Hochdruck über Mitteleuropa
sich abgcschwächt. Seilt Kern ist jetzt im Süden . Er besitzt

aker noch Einfluß , sodaß für Dienstag und Mittwoch zeit¬
weilig heiteres, jedoch zu Gewitterstörungen geneigtes Wetter

^rrenalli ^ lg. Mai . Vorletzten Samstag hielt der S po r t-I , in der Bahnhofresrauration seine jährliche Haupt-
nersammlung  ab . Tie Versammlung war gut besucht,
wobei besonders die Anwesenheit zahlreiclier passiver Mit¬
glieder erfreulich in Erscheinung trat . Den einleitenden Wor¬
ten des 1. Vorsitzenden war zu entnehmen, daß der Verein auf
'in lätigkeits- und erfolgreiches Geschäftsjahr zurückblickcn
kann Die I. Fußballmannschaft konnte sich in den Berbands-
rnielen nach harten Kämpfen einen mittleren Platz erringen,
ja-- -) Mannsckmfl hat durch die guten Resultate gezeigt, daß
brauchbarer Ersatz für die 1. Elf dort vorhanden ist. Auch
oie Faustballabteilung hat in Kampfspiclen im letzten Jahr ihr
Minen unter Beweis gestellt. Als weitere erfreuliche An-
aelcgercheit konnte man hören, daß dem Gesuch des Vereins
an die Stadtverwaltung uni Ueberlassung der städt. Turnhalle
mr die Wintcrmonate zu Uebungsztvecken von seiten der
Ztadwcrwaltung in wohlwollender Weise entsprochen wurde.

Weiter senkte der Vorstand ' die Aufmerksamkeit der aktiven
Sportler auf einen von Gönnern des Vereins für die Leicht¬
athletik gestifteten wertvollen Pokal mit der Aufforderung,
jeder möge sich um diese schöne Siegespalme bewerben.

Der nun durch den Kassier gegebene Kassenvericht zeigte,
daß hier mit dem Wenigen gut gehaushaltet wurde und mit
besonderem Beifall wurde der übersichtlickte und umfangreiche
Tätigkeitsbericht des Schriftführers ausgenommen.

Tie anschließende Neuwahl des Gesamtvorstandcs ging
glatt von statten. Für den seitherigen Platzkassier E. Ecker,
der infolge geschäftlicher Inanspruchnahme sein Amt nicht
mehr übernehmen konnte, wurde O. Gräßle  gewählt . Wei¬
ter wurden neu zugewählt Stadtpfleger Bechtle  als Bei¬
sitzer und E. Walther  als 2. Schriftführer , so daß sich für
das kommende Jahr die Vorsrandschaft wie folgt zusammen¬
setzt: >. Vors. : Bairl,  2 . Vors.: Jul . Pfeiffer,  I . Spiel¬
führer : H. Waidner,  2 . Spielführer : Fr . Rothfuß,  l-
Schriftführer : M . Zibold,2.  Schriftführer : E. Walther,
l . Kassier: W. Ruff,  2 . Kassier: E . Waidner  I , Platzkassier:
O. Gräßle,  Leiter der Faustballabtcilung : H. Weiß,
Leiter der Leichtathletik: O.. Ecker , Beisitzer: W. Walther,
Boos , A. Bechtle , Harzer.  Den Schluß des harmonisch
verlaufenen Abends verschönte die Vereinskapelle unter Lei¬
tung von M . Zeltmann  mit flotten Weisen.

Di? ltzetmudeentfchuldungssteuergelte vielfach als die ün -,
gerechteste Steuer , die wir haben. Er , Dr . Dehlinger , habe sich'
bei den Zusammenkünften der Finanzminister mit aller Kraft
dagegen gewehrt, es sei ihm jedoch nicht gelungen, dieselbe ab-
zuwchrerr. Die Gebäudeentschuldungssteuer müsse als zusam-
menhängeird mit der Baupolitik betrachtet werden. Es sei die
Absicht des Reiches, die Wohnungsbaufinanzierung in neue
Bahnen zu lenken und damit auch gerechter zu werden.

Auch die Gewerbesteuer werde immer wieder von den
Handwerker-Vereinigungen angegriffen, nun habe durch die
Notverordnung das Reich auch diese Steuer irr die Hand ge¬
nommen. Weil man wisse, daß die Reichsgewerbcsteuer komme,
können wir nicht mit eigenen Abänderungen ansangen ; außer¬
dem würde dies zu den schwersten Kämpfen führen.

Zur Frage der Neueinteiiung der Obrramtsbezirke be¬
merkte der Finanzminister , daß vorerst nicht daran gedacht
werden könne, die Vorschläge des Rcichssparkommissars durch¬
zuführen , soll nicht die ganze Einteilung auf den Kopf gestellt
werden. Ebenso sei es mit den Latein- und Realschulen. Wenn
einzelne Gemeinden glaubten, durch die Zuteilung zu einem
anderen Oberamt weniger Umlage zahlen zu muffen, so wer^
den dieselben trotzdem bei Durchführung des Reichs-Steuer¬
vereinheitlichungsgesetzes noch große Ueberraschungen erleben.

Die größte Aufmerksamkeit werde der Waldwirtschaft zu¬
gewendet. Dem Ueberangebot von ausländischem Holz müsse
durch entspreckieudc Zölle begegnet werden. Auch durch eine
Frachtermäßigung müsse der heimischen Holzindustrie geholfen
wrden. Diesbezüglich seien mit der Reichsbahn in Stuttgart
Verhandlungen im Gange. Auch durch neue Maßnahmen in
den Siedlungsbauten hoffe man der Holzindustrie entgegen-
kommen zu können.

Scharf ging der Finanzminister mit den Verfechtern des
Einheitsstaatesins Zeug. Immer neue Bestrebungen seien da,
die Selbständigkeit der einzelnen Länder zu untergraben und
auszuhöhlen. Ministerpräsident Braun habe offen ausgespro¬
chen, „cs genüge, daß die Länder ein Skelett in Purpur dar¬
stellen". Nachdem das Reich die gesamte Finanzhoheit an sich
gerissen habe, wolle es nun auch die Justiz an sich ziehen. Das
sei ein Stück der marxistischen und sozialistischen Politik . Würt¬
temberg würde unter dem Verlust seiner Selbständigkeit ganz
besonders benachteiligt, denn es sei in Gefahr, durch seine
gediegene Verwaltung mehr und mehr an Substanz zu ver¬
lieren. Während andere Länder Zuschüsse für ihre Arbeits¬
losenfürsorge brauchten, mußte Württemberg bis Ende 1929
rund 28 Millionen abführen . Zehntausend Wohlfahrtserwerbs¬
losen in Württemberg stehen rund eine Million im Reich ge¬
genüber. Allein an Verwaltungsaufwand durch die Zentrali¬
sierung im Reich für die dadurch notwendigen Aemter werden
160 Millionen notwendig. Man könnte hier noch viel ein¬
sparen, deshalb sei es unsere Pflicht, sich gegen den Einheits¬
staat zur Wehr zu setzen.

Zusammenfassend betonte Finanzminister Dr . Dehlinger,
es sei die. Pflicht der Rcichsregierung, den Kampf gegen die
Kriegsschüldlüge aufzunchmen, um damit die Aufrollung der
Reparationsfrage zu erzwingen. Er befürchte, der Gang der
Dinge werde sich in den nächsten Monaten noch verschärfen und
da sei es erste Pflicht, das Gleichgewicht im Haushalt
zu haben. Ae Reichsregicrung werde einschneidende Droffe-
lungsmaßnahmen ergreifen, ob durch Beamtengehaltsabbau
oder durch Drosselung der sachlichen Ausgaben sei noch nicht
ersichtlich. Jetzt sei es so, daß es um das Schicksal des ganzen
deutschen Volkes gehe. Jeder muffe sich klar fein, daß mit dem
Schicksal des Reiches auch sein Schicksal verbunden sei. Starker
Beifall lohnte den hochgeschätzten Redner für seine trefflichen
und aufschlußreichen Ausführungen.

Reichs- und Landtagsabgeordneter Dingler  forderte rn
einer sich anschließendenkurzen Aussprackw, daß Maßnahmen
getroffen werden, die die unerhörte Einfuhr von Auslandsholz
unterbinden . Wir haben gutes dcutschesHolz, es müsse nicht im¬
mer ausländisches sein. Auch der Kampf gegen die Auslands¬
waren, namentlich in Obst, gehöre dazu, die Finanzen zu sen¬
ken. Wenn Abstriche an den Gehältern gemacht werden müß¬
ten. so sei zu fordern , daß oben angcfangen werde, nicht unten.
Scharfe Kritik übte Herr Dingler auch an der zu sehr verflach¬
ten Arbeitslosenunterstützung, die namentlich in den Groß¬
städten zu unliebsamen Auswüchsen führe.

Stadtpflegcr Es sich beglückwünschte Len Finanzministcr
für seine trefflichen Ausführungen , wies aber wiederholt auf
die Not der Forstwirtschaft hin, wo dringende Hilfe geboten
erscheine. Tic süddeutschen Staaten müßten zusammenstchen
gegen den schwindet , der aus Berlin komme. Sparen können
wir, das brauchen wir uns von Berlin nicht sagen zu lasten,
wir verlangen aber , daß auch im Reich gespart werde.

Malermeister Haug - Calmbach forderte sä>arfe Maßnah¬
men gegen die Kapitalflucht, und nahm Stellung gegen die
Ungerechtigkeit in der Steuergesetzgebung.

Finanzminister Dr . Dehlinger  beantwortete in seinem
Schlußwort die mannigfach vorgcbrachten Beschwerden und
Anregungen . Er sei bestrebt, keine Jnteressenpolitik zu trei¬
ben. Wenn aber das Volk aus der Not herauskommen wolle,
so habe es die Pflicht, zusammenzustehenund nur die großen
Fragen im Auge zu halten und sich nicht in Kleinigkeiten zu
verlieren. Er werde seine Pflicht tun , solange das Volk hinter
ihm stehe.

Bezirksaktuar Koch , als Sekretär des Landw. Bezirks¬
vereins, nahm nach Beendigung des Politischen Teiles der Ver¬
sammlung die Verteilung der Preisurkunden der letzten staat¬
lichen Bezirksrindviehschau vor. Die Staatsprcise , soweit
sie in Geld bestanden, für 1 Farren und 7 Kühe mit zusammen
270 Mark , wie auch die aus Mitteln des Landw. Bezirksvereins
und der Flcckviehzuchtgenossenschaft je hälftig zur Verfügung
gestellten Äereinspreise für ", Farren und 6 Kühe mit zusam¬
men 165 Mark , konnten schon in der Mitgliederversammlung
der Fleckviehzuchtgenossenschaft am 13. Februar d. I . in Den¬
nach ausbezahlt werden.

An Staatsvreisen sind verwilligt worden:
für Farren:  dem Friedrich Seitt in ' Salmbach ein

3. Staatspreis mit 30 R-M .;
für Kühe der Iugendklass  e: an Wilhelm Bott in

Dobel ein 2. Staatsprcis mit 40 R .M ., an Adolf Merkte in
Dennach ein 3. Staatspreis mit 30 R .M .; an Max Pfeiffer in
Neusatz ein :>. Staatspreis mit 30 R.M .; an Wilhelm Sckön-
thaler in Ottenhausen ein 3. Staätspreis mit 30 RM .;

für K ü he dcr Alterskkas  se: an Fabrikant Comme-
rell in Höfen ein 2. Staatspreis mit 50 R .M . ; an Max Pfeif¬
fer in Neusatz ein 3. Staatspreis mit 30 R.M . ; an Christian
Schmidt zur Hochmühlc ein 3. Staatspreis mit 30 R .M.

Mit dem Dank an alle Züchter für das rege Interesse an
der Vereinssache Wurde die Versammlung ,geschloffen.

Württemberg.
Stamurüeim , OA. Calw, lh. Mai . (Verkehrsunfall.) tzlach

Nrbeitsschluß stieß in Stammheim der Arbeiter Fritz Dittus
an der Einmündung der .Burggassc in die Gecknnger Straße
mit dem Fahrrad auf das Verkehrsauto Calw- -Herrenbergauf. Der Zusammenstoß erfolgte, mit solcher Wucht, daß der
Radfahrer 'sich sckßverc Verletzungen zuzog: er mußte in die
Klinik nach Tübingen verbracht werden. Arzt und Kranken¬
schwester waren sofort an der Nnglücksitätte zugegen.

Heilbronn, 16. Mai. (Die Stadwocstands-Kandtdaten.) Bis jetzt
bewerben sich um die Stadtvorstandsstelle der Amteinhaber und sechs
Mchtwürttemhergex, Diese find l. Franz Hunger, sn Dresden geboren»

Sie Airmaden der württ. Landespolitik
Finanzministcr Dr . Dehlinger in Neuenbürg
Neuenbürg, 18. Mai -931-

Der LandwirtschaftlicheBezirksverein Neuenbürg hatte zu
seiner gestrigen Vollversammlung den württ . Finanzministcr
Dr. Dehlinger als Redner gewonnen. Ein Name von solckzer
Bedeutung hatte es auch vermocht, trotz des schönen Mai-
Vetters, die Turnhalle bis auf den letzten Platz zu füllen.
Arimchst begrüßte Oberamtsbaunrwart Weiß  als Vorstand
des Vereins alle Anwesenden, um dann im besonderen allen
hohen Gästen für ihr Erscheinen zu danken, namentlich: Fi-
mnMnister Dr . Dehlinger ; Reichs- und Landtagsabgeord-
neien Angler , Calw ; Landrat Lempp vom Oberamt Neucn-
hjstg; Regicrungsrat Mangold vom Finanzamt Neuenbürg;
Laildwirtsckmftslehrer Pfetsch, Vorstand der Landwirtschafts¬
schule Calw und den sehr zahlreich vertretenen Bürgermeistern
der Bczirksortc. In ehrender Weise wurde des verstorbenen
Oberamtspflegers Kübler gedacht, der als tatkräftiger , arbcits-
sreudiger Mann allzufrüh dem Verein entrissen wurde. Ober¬
amtspfleger Kübler war 38 Jahre im Vorstände des Vereins
tätig; 26 Jahre als Sekretär und die letzten 12 Jahre als Vor¬
stand. Sein Weitblick, sein Allgemeinwissen, seine Liebe zur
Lacke hat dem Verein rvcrtvollste Dienste geleistet, und so hat
sein Tod auch eine schwer.auszufüllende Lücke im Verein ge¬
rissen. Alle Anwesenden erhoben sich zu ehrendem Gedenken
von ihren,Sitzen.

Bor der Bericksterstaitung über das letzte Betriebs -jahr gab
der Vorstand Bürgermeister Knödel (Neuenbürg ) das Wort.
Dieser hieß im Namen der hiesigen Stadtverwaltung alle An¬
wesenden herzlich willkommen. In kurzen Worten führte er
die Ziele der Landwirtschaft an und wies vor allem auf das
Aufeinanderangewiesensein aller Stände in Stadt mcd Land,
wie er dies bereits schon während der Zwangswirtschaft im¬
mer getan habe, hin. Daher freue es ihn ganz besonders, daß
Ancmzminister Dr . Dehlinger , als der wirklich dazu berufene
Kann, sich mit ŝeinem Bortrage , au die Landwirt-
ichosiskreife wende, um ihnen die Probleme der allgemeinen
Ananzwirtsckiaft und im besonderen die des Schwarzwaldes
und des engeren Enztales darzulcgcn-

Vorstand Weiß  führte nun für den Geschäftsbericht an,
Saß das letzte Ertragsjahr für die Landwirtschaft infolge der
durchweg ungünstigen Witrcrungsverhältnisse sehr schlecht
war, daß die Preise für Rindvieh und Schweine ganz uner¬
wartet tief gesunken seien, und daß so dem Klcinlandwirt alle
ivescntlickzenEinnahmequellen verloren gegangen seien, ohne
daß ihm dabei gleichzeitig eine spürbare Erleichterung au
Steuern, Versicherungen und Abgaben als Ausgleich geboten
worden wäre. Die von hoher Reichsstelle aus getroffenen Not-
maßnahmen für die Landwirtsckzafthaben sich bis jetzt auf die
Kleinlandwirtschaft noch nicht ausgedehnt.

Ganz besonders rügte er den Mißstand , daß trotz der ge¬
ringen Kaufkraft des kaufenden Volkes immer noch auslän¬
dische Lebens- und Genußmittcl verbrauckst würden . Der
Mahnruf erfolgte zu Recht: „Deutsches Volk iß und ver¬
brauche dcutsckre Erzeugnisse".

Der wiederholt gefaßte Plan , den schlechten Milchabsatz
durch Gründung einer genossenschaftlichen Milchzentrale ZU
Wem, müßte bei einem errechnet»» Kostenaufwand von
MM Mark unausgeführt bleiben, jedoch sei durch Unter¬
handlung mit der Milchzentrale Pforzheim nach Fertigstellung
des neuen großen Milchhofes eine Abnahme von Vcrarbei-
tnngsmilch oder Rahm in Aussicht gestellt. Damit wäre dann
eme größere Abfuhr sür Milchprodukte für den Bezirk ae-Uchert.

Die Lagerhäuser des Vereins wurden an die Bezugs-- und
Absatzgenossenschast Weiter vermietet und durch eine risikolosc.
vwteressengemeinschaft mit derselben den Mitgliedern der Bc-
M von Waren, Saatgut , Kunstdünger gesichert. Qualität und
Preisbildung werden von 3 Mitgliedern des Vorstandes mit-bcstimmt.

Der Stand der Mitgliederzahl des Vereins , der politisch
Eg neutral stehend nur wirtschaftliche Bestrebungen ver-

beträgt zurzeit 757; ein Beitritt könne nur jedem zu
-cutzeu sein. Durch Abhaltung belehrender Vorträge sorge der
Verein für weitgehende Klärung aller wichtigen Standesfra-

und so habe er für den heutigen Tag Finanzminister Dr.
«hlinger zu einem Vortrag über die Aufgaben der Landes¬
politik.verpflichten können.

Finanzminister Dr . Dehlinger
^ukte für die Begrüßungsworte , die ihm vom Vorsitzenden
gewidmet waren und ging sofort auf das von ihm gestellte

seines Vortrages ein. Jede Politik , sei es Staats-
Er Landespolitik müsse ein politisches Ziel haben. Gerade
beute sei dies nottvendig, um den Staat vor Erschütterungen
U bewahren. Gerechtigkeit, Ordnung und Erhaltung der
Abcmsnotweudigkejt kür den Staat sollen in Württemberg
oberster Grundsatz sein. Gerechtigkeit soll herrschen in der
Verteilung der Lasten, in der Beamtenpolitik, bei der .Ver-

der Lieferung an Nnternchmcrfirmeii usw- Ordnung
m Staatshaushalt gelte auch in der Gcmeindepolitik. Da

st wan sich nicht von dem geraden Weg abbringen lassen,
onst komme es zur Katastrophe. Ordnung sei. aber ohne Ein-

yaltung klarer und fester Grundsätze unmöglich. ' Diese heißen:
Keine Ausgabe ohne Deckung

^uf Lei, Reichshaushalt treffe dies ebenso zu. Der frühere
pnmwsiuanzrninlsterReinhold habe den Grundsatz ausgestellt,
v genüge, tveiin man an der Grenze des Defizits bleibe. - Der

daß es nichch mehr möglich gewesen ist, oju Gleich-
galten. -Die zznhre 1924/25 haben für Württemberg

neu Uebcrich-uß ergeben, der der sog. Restverwaltnng über-
o>err wurde, um in den folgenden Fuhren zum Ausgleich dcs

Ttaatshaushalts verwendet zu werden. Das Jahr 1930 ver¬
schlang den letzten Rest dieser llcbcrschüsse aus früheren Jah¬
ren, so daß es künftig nicht mehr möglich sei, auf Zuschüsse
der Restverwaltung zu rechnen. Äkeuerdings sei ein weiterer
Rückgang der Einnahmen erfolgt. Für die Zukunft sei eben
damit zu rechnen, daß sich die Ausgaben nach den Einnahmen
richten. Llußerdcm seien wir in erheblichem Umfang von den
Maßnahmen des Reiches abhängig. Der Rückschlag im Holz¬
erlös schaffe eine neue schwierige Lage und trage dazu .bei, daß
wir schweren Gefahren entgegen gehen.

Im Reich bahnen sich neue Maßnahmen einschneidendster
Art vor, doch lasse sich bestimmtes noch nicht sagen. Die Reichs-
regieruug behalte sich den Zeitpunkt der Veröffentlichung vor
und warte anscheinend auf den Verlauf der Genfer Tagung,
auf den sozialdemokratischen Parteitag und auf die Zusaimnen-
kuuft in England . Ties sei zu bedauern, weil kostbare.Zeit
verloren gehe.

1929 habe es geheißen, zuerst revidieren, dann sanieren, so
sei mau zur Annahme des Paungplancs gekommen. Aber statt
der erwarteten Erleichterung um 1 Milliarde , habe mau jetzt
eine Vermehrung der Steuerlasten ,um über 2. Milliarden . Und
nun sage mau : „Erst sanieren, daun revidieren - ."

Tie Finanzpolitik in Staat und Gemeinden dürfe nicht nur
von heute auf morgen rechnen und den Massen schmeicheln,
sondern müsse auf lange Zeit erfolgen. Reichsfinanzminister
Reinhold habe 400 Millionen , die der Minister Schlieben als
Betriebsstock der Reickfskasse hinterlassen hatte, einfach vertan.
Es sei deshalb kein Wunder , wenn selbst der Zentrumsmann
Prälat Dr . Kaas am 28. Januar dieses Jahres in Trier zugab:
„Ein großer Teil der früheren Finanz-, Steuer- und Sozial¬
politik war ein gefährliches Schauturnen vor den Massen und
mehr als einmal eine kaum noch verdeckte Kapitulation vor
der Straße."

Eine weitere Schvierigkeii in der Landesfinanzverwaltung
rühre davon her, daß die Ausgaben immer auf festgelegtc
Termine fällig seien, während die Einnnahmen unregelmäßig
erfolgen, deshalb sei es unumgänglich notwendig, sich einen
Staatsmittelfond zu schaffen. Oberster Grundsatz müste sein,
keine neuen Aufgaben zu übernehmen, solange man nicht sicher
sei, daß man die Ausgaben leisten könne. Ein klassisches Bei¬
spiel hicfür sei die Arbeitslosenversicherung. Wir hätten in
Württemberg ähnliche Probleme . Die Frage der akademischen
Volksschulbildung, die Umwandlung der Fortbildungsschulen
in Berufsschulen und das achte Schuljahr seien umstrittene
Punkte . ' In Hessen, wo man bereits zwei pädagogisck)e Aka¬
demien eingeführt hatte, streite man sich, welche von beiden
man wieder aufheüen solle. In Sachsen seufze man schwer
unter der Jahr für Jahr sich steigernden Besoldungslast für
die wachsende Zahl der akademisch gebildeten Volksschullehrcr.
Seiner Ansicht nach könne in Württemberg nur in Betracht
kommen, daß man die Seminare erweitere und vertiefe. Es
wäre sonst nicht möglich, den Lehrernachwuchs aus dem Laude
zu bekommen. Das 8.Schuljahr soll bis 1932 durchgcführt sein;
die Durchführung ist jedoch nur dort möglich, wo keine neuen
Ausgaben entstehen, weil nach der Notverordnung des Reicks-
Präsidenten in den Jahren 1982 und 1933 auch in den Gemein¬
den die Gesamtausgaben nicht über die von 1931 hinaus er¬
höht werden dürfen. Praktisch sei somit keine Möglichkeit
gegeben, die Durchführung des achten Schuljahres allgemein
vorzunehmen. Wenn er, der Finanzminister , hicwegcn neuer¬
dings von der Sozialdemokratie angegriffen werde, so könne
er nur sagen, Reichsrccht bricht Landesrecht.

Vielfach werde die Ansicht vertreten , lieber Ausgaben
machen als sparen. Dieser Grundsatz habe jedoch sehr gefehlt,
denn Schulden könne man nur machen, wenn mau Kredit habe,
ein verschuldeter Staat Halle jedoch keinen Kredit. Das Reich
habe sich in den letzten Jahren nur Helsen können durch kurz-
und langfristige Anleihen. Hilserding habe dieserhalb dem
Krcuger -Konzern das Züudholztnouopol augeboteu, außerdem
zu den ungünstigsten Bedingungen Gelder für 10—12-Prozent
hcreingeiiommen. Diese Möglichkeit ist vorerst nicht mehr ge¬
geben, namentlich nicht mehr vom Ausland , da mau das Geld
von der Entente anforderu müßte und diese wiederum ver¬
lange schwerwiegende politische Kompensationen.

Auch Württemberg habe Anleihen ausgenommen und zwar
für den Ausbau ,der Bahnstrecke von Norden nach Süden
Osterburken—Horb—Rottweil — Tuttlingen — Jmmendingcn,
Dieser Ausbau des zweiten Gleises bilde die Voraussetzung für
die Elektrifizierung . Im Zusammenhang der Fertigstellung
der Strecke München —Augsburg —Stuttgart —Pforzheim —
Karlsruhe habe auch Baden 50 Millionen bei der Großindu¬
strie gelehnt. Ob bei der Elektrifizierung auch die Strecke
Pforzheim Wildbad  in Betracht gezogen sei, sei frag-
Krcugerkonzeru das Zündholzmonopol übertragen , ausiredem
halte es sich mit dem Bau des zweiten Gleises bis Wildbad.
(Also nichts. D . Schriftl .)

Zur Steuerpolitik übergcherid behandelte Finanzministcr
Dr . Dehlinger diese wichtige und allgemein interessierende
Frage , jedoch ohne Neues zu der bis heute entstandenen Lage
zu sagen. Neu ist nicht, wenn er sagt, eine gesunde « teuer-
Politik sei die Voraussetzung für ein geordnetes Staatswesen,
neu ist auch nicksi nicht, wenn er sagt, die Steuern müssen ge¬
recht verteilt Mrden , das Betriebskapital werde immer mehr
weggcsteüert und damit die Untepnehmungslust gehemmt. Das
allgemein erstrebenswerte Ziel sei, die Steuern zu seuken.
Bei der Landwirtschaft sei dies in ziemlichem Umfang ge¬
lungen . '̂Während seiner siebenjährigen Ministertätigkeit fei
die Steuerlast der Landwirtsclmfl auf die Hälfte gesunken.
Spürbar sei die Steuersenkung jedoch erst, wenn dic Krieg.s-
tribute ,wogfgllen. ......



35 Jahr« alt, seit 15. Erptemdrr 1827 Bürgermeister von Netzschkau
(Sachsen). 2. Herbert Peuckert, in Chemnitz geboren. 34 Jahre alt, seit
1927 Bürgermeister von Marienberg in Sachsen: 3. Curt Sabginsky,
in Berlin geboren, 41 Jahre alt. Dipl.-3ng. und Doktor der Etaats-
«issenschasten, seit 1927 als Verkehrsingenieurund Leiter des Auto¬
busbetriebs in Diensten der Stadtqemeinde Chemnitz: 4. Hans Wiehe,
io Köln geboren, 31 Jahre alt, Doktor der Staatswissenschasten, seit
1826 Leiter des städt. Verkehrs- und Presseamts in Brounschweig:
S. Dr. Max Zeitler, in Kulmbach geboren, 32 Jahre alt, Rechtsanwalt
in München: 6. der Syndikus eines Industrieunternehmenshat sich
ebenfalls beworben, aber gebeten, die Bewerbung vertraulich zu de-
handeln. Es besteht die Möglichkeit, daß aus Heilbronn noch ein
Weiterer Bewerber kommt: Oderpostinspektor Stadtrat Riegraf, der
»nter Vorbehalt einer definitiven Entscheidung eine Bewerbung in
Aussicht gestellt hat.

Am Samstag find noch weitere zwei Bewerbungen um die Stadt-
vsrstaodsstelle eingelaufen von Dersickerungsfachmann Heinrich Boettjer
io Berlin und von NationalökonomP.I .G. Roer in Potsdam, letzterer
«der nur für den Fall, daß der bisherige Stelicninhaber sich nicht zur
Wiederwahl stellt. Dieser Kandidat scheidet also bereits aus.

Gundelsheim,OA.Reckarsulm.16.Mai. (Ais Leiche im Straßburger
Hasen.) Im nahen tzaßmersheimbekam man die Nachricht, daß der
»on dort stammende 28jährige Schiffer Jakob Dörr, der seit drei
Wochen von seinem Schiffsherr vermißt wurde und den man schon
in der Fremdenlegionglaubte, als Leiche im Strutzburger Hafen ge¬
funden wurde. Es liegt unzweifelhaft ein Unfall vor.

Ravensburg, 16. Mai. (Reooioerschüffe bei einer Prozession.)
Zwei junge Burschen fuhren am Himmelsahrtstagebei der Oesch-Pro-
zcflion mit ihren Fahrrädern im benachbarten Haisterkirch in den Zug
hinein und gaben, als man sie zur Rede stellte, mehrere Schüsse ab,
von denen einer dem Landwirt Schab Hose und Kittel durchlöcherte.
Die Burschen flohen und feuerten blindlings auf mehrere ihrer Ver¬
folger, wobei einer am Hals, ein anderer an der Hand verletzt wurde.
Auch Hieb- und Stichwunden brachten die Burschen ihren Verfolgern
bei. Unter den Teilnehmern an der Prozession entstand eine Panik,
bei der mehrere Frauen ohnmächtig wurden. Die beiden Burschen
konnten dingfest gemacht werden.

Tettnang, 16. Mai. (Gewaltlä iger Bettler.) Eine blutige Gewalt¬
tat, die auch in den Bezirk Tettnang biniiberspiclt, ereignete sich am
Nachmittag des Himmcljahrtstages in Nonnenhorn. Ein Bettler war
in das Haus von Wilhelm Wetzlec gekommen, in dem sich nur der
Knecht Robert Igel aus Boltensweiler, Gemeinde Tannau, befand.
Als Igel den ausdringlichen Fremden aus dem Hose wies, wurde er
»on diesem angegriffen und durch Schläge mit einer Bierflasche trug
Igel klaffende Wunden im Gesicht und im Nacken davon. Er wurde
ins Verbandskrankenhaus Hoyern übergesührt; die Verletzungen find
bedenklicher Natur. Der Täter verstand es, zu verschwinden und
konnte noch nicht festgenommen werden.

Friedrichshafen, 16. Mai. (Schwerer Autounsall.) .Zwischen
Fischbach und dem Grenzhof ereignete sich am Himmelfahrtssest ein
schwerer Zusammenstoß zwischen zwei Kraftwagen aus Kempten. Die
miteinander befreundeten Insaffen beider Wagen waren auf der Fahrt
nach einem in der Nähe von Fischbach gelegenen Sommerhaus. Das
voranfahrende Auto bog angeblich überraschend von der rechten Fahr¬
bahn nach links ab, ohne dem nachfolgenden Kraftwagen das vor¬
geschriebene Ablenkungszetchen zu geben. Der Führer des nackfolgenden
Wagens fuhr dem ersten Wagen direkt in die Seite. Der Zusammen¬
stoß, bei dem sich der zweite Wagen zweimal überschlua, war außer¬
ordentlich heftig. Während der Führer dieses zweiten Wagens ohne
erhebliche Verletzungen davonkam, wurde die Insaffin desselben, eine
Frau Fabrikant Sch. aus Kempten, mit lebensgefährlichen inneren
Verletzungen und einem Beckenbruch in das hiesige Karl Olgakranken-

'sjaus eingeliefert. Der Führer des verunglückten Wagens wurde als-
bald nack der Polizeidirektion Friedrichshafen verbracht, da er einen
falschen Führerschein besaß, den er sich selbst ausgestellt hatte. Den
Führerschein zerriß er noch vor der Untersuchung durch Oberlandjäger
Reiner aus Fischback. Im Verlaufe der weiteren Vernehmung stellte
sich dann heraus, daß dieser Chauffeur noch etwa 30 Formulare für
Führerscheine bei sich hatte. Es steht noch nicht fest, zu welchem
Zweck diese verwendet werden sollten.

' Mm, 15. Mai. (Eigenartiger Unfall.) Ein teures Fuß¬
bad nahm ein Fräulein in einem Zrmmer mit fließendem
Wasser. Sie stand in das Bassin, das zum Hände- und Ge¬
sichtwaschen bestimmt ist, mit beiden Füßen hinein, brach durch
und verletzte sich an Waden und Knien. Die Befreiung der
Hilflosen gestaltete sich schwierig, da erst einige Teile der
Trümmer zerschlagen werden mußten, um Verwundungen
beim Herausheben der Eingezwängten zu verhüten.

Baden.
Pforzheim, 16. Mai. (Famtlienftreit im Wirtshaus.) Daß ein

Vater mit seinen Söhnen ins Wirtshaus geht, soll öfter Vorkommen.
Seltener aber dürfte es sein, daß sie einander verdreschen, wie man
das gestern abend in einer Wirtschaft zwischen Waisenhausplatzund
Enz erleben konnte. Kaum hatte Vater Schückle die Beine ordern»
lich unter den Tisck gestreckt, da begannen seine beiden Söhne Wil¬
helm und Gustav Händel miteinander. Wäre Wilhelm nun, als der
jüngere, ruhig gewesen, wäre alles glatt abgegangen, aber durch sein
andauerndes Widersprechen reizte er des Bruders Grimm dermaßen,
daß Gustav schließlich zum Messer griff und Wilhelm einen Stich in
die Schädrldecke versetzte. Da hielt, so berichtet der Pforzheimer
Anzeiger, der Vater es für geraten, vermittelnd einzugreisen. Er nahm
einen Stuhl, riß ihm ein Bein aus und ließ dieses auf Gustav her¬
niedersausen. Die beiden Brüder wurden mit dem Sanitätswagen
ins Krankenhaus geschafft, wo man Wilhelm einstweilen aufhebt.
Gustavs Schädel aber scheint einen ordentlichen Puff vertragen zu
können, denn nachdem man ihm einen Verband angelegt hatte, konnte
Gustav allein den Heimweg antreten.

Ettlingen, 16. Mai. Aus einem hiesigen Steinbruch wurden
etwa 300 Sprengkapseln gestohlen. Im Lause des gestrigen Tages
wurden von etwa 20 Beamten der Karlsruher Polizei Haussuchungen
in Ettlingen oorgenommen, um die Täter ausfindig zu machen. Das
gestohlene Sprengmaterial würde genügen, um unübersehbares Unheil
anzurichten.

Zu dem aufsehenerregenden Sprengstoffdiebstahl, der am Freitag
hier entdeckt wurde, erfahren wir noch folgende Einzelheiten: In dem
Steinbruck) der Stadt Ettlingen, gegenüber der Spinnerei, der im
Pachtbesitz von Herrn Aulenbacher bewirtschaftet wird, waren in einer
Pulverkammer unter besonderen Vorsichtsmaßnahmeneine größere
Anzahl von Sprengkapseln aufbewahrt, die zu den Sprengungen in
den Steinbrüchen benützt werden. In der Nacht von Mittwoch auf
Christi Himmelfahrt wurden, wie bereits gemeldet, aus dem Steinbruch
etwa 300 Sprengkapseln gestohlen. Als die Arbeiter am Freitag früh
in den Steinbruch kamen, waren die Behälter aufgebrochenund die
eisernen Türen beseitigt. Der Diebstahl wurde sofort der Polizei ge-
meldet, welche die Staatsanwaltschaft in Karlsruhe in Kenntnis setzte.
Im Hinblick aus die Gefährlichkeit des gestohlenen Eprengmaterials
wurden im Laufe des Freitags zahlreiche Haussuchungen in Ettlingen
und auch in Durlach vorgenommen, die jedoch ergebnislos verliefen.
Die Kriminalpolizei hat umfangreiche Erhebungen vorgenommen. Die
Fahndung nach den Tätern wird mit allem Nachdruck fortgesetzt, um
das gestohlene Sprengstoffmaterial wieder herbeizuschaffen. Begreiflicher¬
weise ha« der Diebstahl in Ettlingen große Beunruhigung heroorge-
rufen. Hoffentlich gelingt es Polizei recht bald, die Täter zu ermitteln.

Neueste Nachrichten.
Lindau, 17. Mai. In den frühen Morgenstundendes Himmel-

fahrtstages herrschte aus dem Bodensee ein heftiger Sturm, von dem
zwischen Schachen und Lindau drei Kahnfahrer überrascht wurden,
die auf ihrem Ruderboot ein provisorisches Segel angebracht hatten.
Das Schiff denterte und die drei Insaffen stürzten in den See. Der
Unfall wurde lange Zeit nicht bemerkt. Der Bootsverleiher Enderlin
in Schachen hörte endlich die Hilferufe und rettete die drei Verun¬
glückten.

Kandel (Pfalz). 16. Mai. Wie erst jetzt bekannt wird, wurde
in der Nacht auf Dienstag in Rheinzabern aus den dortigen Orts-
psarrer ein Mordanschlag verübt. Nachts läutete es dreimal am
Pfarrhof. Kurz darauf sielen drei Schüsse, die durch das Fenster in
das Innere des Hauses drangen, wo sie in der Wand stecken blieben.
Man nimmt an, daß der Täter den Pfarrer durch das Läuten an¬
locken wollte, aus seinem Fenster zu sehen, um ihn aus dem Hinter¬
halt erschießen zu können.

Essen, 16. Mai. Ein schweres Eisenbahnunglückereignete sich
heute vormittag an einer Uebersührung in der Nähe des Bahnhofes
Effen-Nord. Eine Rangierlokomotive wurde von einem ausfahrendcn
Güterzuge in einer Weiche am Brückenkopf so stark gestreift, daß die
Lokomotive die Rangiermaschine aus den Schienen hob und über
das Geländer aus den Bürgersteig stürzte. Der Heizer und der
Lokomotivführer wurden dabei so schwer verletzt, daß sie bald nach
dem Unglücksfall starben. Ein Kind, das auf dem Bürgersteig spielte,
trug schwere Brandoerlctzungen davon.

Weimar, 16. Mai. Bon der Weimarer Dienststrafkammer wur¬
den am Freitag die letzten beiden in Thüringen noch amtierenden
kommunistischen Bürgermeister, Kohlrausch in Ruhla und Herber in
Sckwarzwald bei Ohrdruf, ihrer Aemter entsetzt. Beide haben nach

der Urteilsbegründung ihre Treuepflicht dem Staate gegenüber
verletzt, indem sie trotz der Verordnung de« thüringischen Innenmkm^
riums tätige Mitglieder der KPD. bzw. der KommunistischenO»»!"
fition geblieben find. Das Gericht stellte sich auf den Stantwun^
daß zwischen der Kommunistischen Opposition und der KBD
Wrsensuntersckied bestehe. ^ - «et»

Berlin, 16. Mai. In der slowakischen Ortschaft Lenti»-»,
wurde nach einer Meldung Berliner Blätter aus Preßbura-inÜD
spielloser Fall von Lynchjustiz verübt. Bet einer Bauernhochzeit aab»
junge Burschen Freudenschüffe aus Pistolen und Gewehren ab Wäb»^
der Schießerei brach plötzlich eine Frau ohnmächtig zusammenU
Umstehenden beschuldigten einen Kellner, die Frau erschaffen zu Kob.«
banden den Unglücklichen trotz seiner Unschuldsbeteuerungen an ein-n
Pfahl und prügelten ihn zu Tode. Erst später wurde die ohnmäck,
Frau untersucht und man stellte fest, daß sie überhaupt keine B»
letzungen aufwies. Die Gendarmerie verhaftete 28 Bauernbursche»
Das Verhör ergab, daß sie den Kellner mit Absicht falsch beschuldig
und zu Tode geprügelt hatten, weil er sich seit einiger Zeit weisen-
ihnen Getränke auf Kredit zu verkaufen. '

Berlin. 16. Mai. Die Ehefrau des 46 Jahre alten Maurer-
Roß rief heute früh den Schutz der Polizei an, da ihr Mann sie un»
ihre fünf Kinder mit einem Messer bedrohte und die Familie umdrinae»
wollte. Als die Polizei gewaltsam in das Zimmer eindrang, in dein!
sich Roß cingeschlofsen hatte, stach dieser mit einem Schlächtern»»» I
und einem Seitengewehr aus die Beamten blindlings ein. Schlieftz, ^
gelang es. den Tobenden durch einen Schuß kampfunfähig zu machen
Bei dem Handgemenge wurden auch zwei Beamte schwer verlebt'

Madrid, 16. Mai. Die beiden Prioatpaläste des Königs in San¬
tander und San Sebastian wurden am Donnerstag aufgrund der
Verordnung über die Enteignnng des königlichen Privateigentums
beschlagnahmt. Der Palast Mirawar in San Sebastian, die bksheriae
Sommerrefidenzdes Königs, soll voraussichtlich Sommerausentkalt!
für den künftigen Präsidenten der spanischen Republik werden.

Sportecke.
Fußball. Zwischenrundeum die Deutsche Fußballmeisterschaft

In Dresden: Dresdener Sportklub—Holstein Kiel 3 :4, in Berlik
Hertha B .S .C.—Sp.-Bgg. Fürth 3 :1, in Altona: Hamburaer
Sp.-B - Eintracht Frankfurt2 :0, in München: 1860 München
-Sp .-B. Weiderich4 :1. ^

Um den Aufstieg zur Bezirksliga: Gruppe Württemberg: Sv -V
Feuerbach—Sportfreunde Eßlingen2 :1, Sp.-Bgg. Mühlacker—FL
Bilfingen2 :0. — Gruppe Baden: F.-B. Offenburg—F.-C. Rkein-
felden1:0, F.-C. Mühlburq—F.-C. Singen 5 :1.

Um den Ausstieg zur Kreisliga: Kreis Enz-Neckar: Sportklub
Pforzheim- F.-C. Calw0:0, Sp.-Bgg. NagoldF.-B. NeuenbüroZ:g

Privatspicle: F.-C. Pforzheim—KarlsruherF.-B. 3 :2, Stutt¬
garter Kickers—B f.R. Heilbronn3 :0, Borussia Neunkirchen—T».
mania Brötzingen3 :3, F.-B. Saarbrücken—Germania Brötzlnm
2 :0, F.-V. Kornwestheim—F.B. Niesern 2: 1, F.-C. Eutingen—VfL.
Ludwtgsdurg3 :1» B.f.R. Pforzheim—Sportfreunde Stuttgart2 o
F.-C. Huchenfeld- Phönix Würm3 :0. F.-C. Huchenfeld—F.C.Marz.'
heim(Res.) 3 :4, Sp.-Bgg. Dillweißenstein—Nordstern Pforzheim3:ü

M.

Hinweise
Ei« englischer Hauptman« über Kriegsfchuldlüge

Wie bereits angekündigt, spricht morgen abend 8 Uhr der
englische Generalstabshauptmann a. D. Vivlan Stranden,
Mag . phil. der Universität zu London, in der von der Volks¬
rechtpartei im Gasthaus z. „Bären " in Neuenbürg einlierusener
Versammlung über das Thema. Der hiesigen Ortsgruppe der
Volksrechtpartei ist es gelungen, einen zweiten Redner zu ge¬
winnen, der im Zusammenhang mit der Kriegsschuldlüge auch
die Entschuldungslüge behandeln wird. V. Stranders hat in !
einer großen, von der V.R .P . veranstalteten Vortragsreise !
durch ganz Deutschland überall begeisterte Zustimmung gefun¬
den. In Hunderten, meist überfüllten Versammlungen hat der
Redner, der übrigens ein glänzendes Deutsch spricht, den
Kamps gegen den Versailler Vertrag und die Lüge von der
Alleinschuld Deutschlands am Kriege mit großem Erfolg ge¬
führt . Der Berliner Polizeipräsident hat V. Stranders wegen
seines unerschrockenen Auftretens „als lästigen Ausländer"aus¬
gewiesen, ein Beweis dafür , daß Stranders kein Alltagsredner
ist. Niemand versäume die Versammlung.

Lirkenkelst, sten 18. IVlai 1931.

VSNkLSgUNg.
kur stie überaus raklreicken Leveise herrlicher Teilnahme,

stie vir beim bleimZan̂ unseres lieben VatersKsnl ss -enwi»,
erfahren bürsten, sprechen vir hiermit auf stiesem VVê e allen
unseren innigsten Dank aus.

vis tisßtrausrnrisn Kintsrdiisvsnsn.

kür stie liebevolle Fnteilnakme
unserer lieben kntschiakenen

8ckömberA, clen 16. IVlai 1931.

VSNkLSSUNS-
stie vir beim b!eim§an§e

»cksrts Osttlscklsgsr
erfahren stursten, für sten erkebensten Qesanß stes Leickenchors
unst stie schönen Kranrspensten, sovie für stie Zahlreiche LeZIeitunZ
rur letzten Lukestaste, saZen vir herrlichen Dank.

vis »rsusrneßsn Xitttsrvüsdsnsn.

Kauten günstig pvvLSttsn , Slsr unck sämtliche llückenartikel ru
Lonckerpreisen bei / , » . «

rAttttlUA L- lLtcicn
breie Tullikr! »I -osrSkl »« , Vtesliicke . 34- 36.

Neuenbürg, den 17. Mai 1931.

Meine liebe Frau, unsere gute Mutter,
Schwiegermutter, Großmutter, Schwester und
Tante

geb. Heinzelmann,
ist heute nachmittag im Atter von 62 Fahren
durch einen sanften Tod heimgeholt worden.

In tiefer Trauer:
Wilhelm Blaich mit Angehörigen,

Die Beerdigung findet am Dienstag den
19. Mai. nachmittagsZ' /e Uhr, vom Trauer-
Haus aus statt.

JommtW, 21. Mi,
ASM-Md
SchlveikenMkt

in Nenenwi.
Neuenbürg.

Wasch-uPutz-ArKel
kaust man gut und billig bei

Carl Mahler,
Seifenfabrik.

Den
B i r k e n s e l d.

Gras-EMg
von der Straße hat zu ver¬
kaufen

Straßenwart
Wilhelm Wessinger,

Hauptstraße Nr. 8.
B i r k e n f e l d.

Rotklee and
Luzerne

auf dem Halm zu kaufen
gesucht.

Ritsche, Pächter,
Dietlinger Sir . 95.

Reue Sommer-AahrplSne
für Württemberg und Hohenzollern

— Preis 60  Pfennig—
sind eingetroffen in der

C. Meeh 'schen Buchhandlung , Neuenbürg.

Oberamtsstadt Neuenbürg.
Sta - tratS-Sitzung

am Dienstag den 19. Mai,
nachm. 6*/L Uhr.

Tagesordnung:
1. Rechtssache.
2. Bausachen.
3. Voranschlag 1931.
4. Sonstiges.
Bürgermeister Knödel.<- >

/ <sH ö/'/r
FF FaH/v
unck tükie mick nack 6e-
brauck von rvvei Liascken
Leiier 's Knoblnuckssst sein
krisck unck voki . DIutckruck
ist beckeutenck keradgernin-
ckert, auck cker Druck im
Kopf ist voiistänckig be¬
seitigt , Lckröcker,
2SMK IVäickegk.

Leiier 's eckter buigariscker
llnobiauckssst (aus besten
bulgarischen llnoblaucft-
rviebein kergestelit ) vor-
riiglick beväkrt bei:
ttämorrkoicken, Oalien-

leicken, IVervenleicken,
tterrbesciivercken,
ktieumatlsmus unck

Arterienverkalkung.
Llascke N . 3.—-
in vielen ^ po-
tkeken unck Dro¬
gerien ru Koben,

sonst ckirekt.
Vr. rinsser L Do.

o. m. d. ll.
lleiprig 652.

l-öitt -Oi'lliiei'
empfiehlt

l.Meed'stze»M »>l
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